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VORWORT 
 
Liebe Leserinnen und Leser 
 
Am 17. März durfte ich über die Hälfte 
unserer Mitglieder und zahlreiche 
Gäste an der HV im Bären begrüssen. 
Dieses starke Zeichen des Interesses 
und der Verbundenheit hat den Vor-
stand und mich ausserordentlich ge-
freut!  
 
Am 18. Juni finden auf Bundes-, Kan-
tons- und Gemeindeebene Abstimmun-
gen statt. Ihr findet Erläuterungen dazu 
auf den nachfolgenden Seiten.  
 
Persönlich beschäftigen mich vor allem 
2 Themen: 1. das Budget unserer Stadt 
und 2. das Klima- und Innovationsge-
setz.  
 
Letzteres schreibt die leider auch in un-
serem Land Platz nehmende ideologie-
gesteuerte und selten faktenbasierte 
Verbotskultur fort. Es ist für mich unver-
ständlich, dass gerade die links-grüne 
Seite in Zeiten massiv steigender 
Wohnkosten und galoppierender Infla-
tion die Kaufkraft weiter schwächen will. 
Leiden werden darunter Rentner, Fami-
lien mit Kindern und Normaleinkom-
men, kurzum genau die Leute, für die 
die Linke und die Grünen Politik ma-
chen. 
 
In Langenthal werden wir erneut über 
das Budget abstimmen. In 2 Varianten 
diesmal: Eine Variante belässt den 
Steuerfuss auf 138%, die andere will 
diesen auf 144% anheben. 
C. Northcote Parkinson hat das Wirken 
von und in Verwaltungen untersucht 
und festgehalten. Am bekanntesten ist 
das Gesetz zum Bürokratiewachstum. 
«Arbeit dehnt sich in genau dem Maß 
aus, wie Zeit für ihre Erledigung zur 
Verfügung steht.» Das 2. Parkinson-
sche Gesetz (Gesetz der Verschwen-
dung)  sagt:  «Die  Ausgaben  werden  

Corinna Grossenbacher 
 
sich immer bis an die Grenze der Ein-
nahmen entwickeln».  
 
Ich persönlich bin überzeugt, dass an 
diesen Gesetzen etwas Wahres ist. 
Langenthal hat eine zu teure Verwal-
tung und zu begehrliche Fraktionen in 
den Räten. Die Mittel zu begrenzen 
könnte ein Ansatz dazu sein, Projekte 
in der Gemeinde wieder mit Augen-
mass anzugehen. Das Argument der 
Onyx Millionen, die die Steuersenkun-
gen der Vergangenheit ermöglicht hät-
ten und nun halt langsam aufgebraucht 
seien ist für mich nicht schlüssig. Dieser 
Tage hat die BZ einen Vergleich der 
Steuerlast mit den Zentrumsgemeinden 
Zofingen und Sursee publiziert: Mit glei-
chem Einkommen beläuft sich diese bei 
uns auf über CHF 14'200, in Sursee auf 
knapp 9'000 und in Zofingen auf 8'300. 
Das muss uns zu denken geben! 
 
Damit wir uns nicht falsch verstehen: 
Wir leben in einer wunderbaren Stadt 
mit intakter Infrastruktur, attraktiven An-
geboten und einem heute noch erträgli-
chen Steuerfuss. Mir liegt sehr daran, 
dass dies auch so bleibt und sich Nor-
malverdiener in unserer Stadt weiterhin 
wohlfühlen. 
 
Corinna Grossenbacher 
Parteipräsidentin und Stadträtin  
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Martin Lerch 

 
KLIMASCHUTZGESETZ: DER FALSCHE WEG  
Am 18. Juni stimmen wir über das Kli-
maschutzgesetz ab. Dieses will bis 
2050 die CO2-Emmissionen der 
Schweiz auf Netto-Null reduzieren. Es 
sollen 3.2 Milliarden an Steuergeldern 
vor allem zur Sanierung von Gebäuden 
eingesetzt und auch neuwertige Öl- und 
Gasheizungen ersetzt werden. Heizen 
und Autofahren sollen nur noch mit Al-
ternativenergien möglich sein. Der Be-
darf an Strom wird dadurch enorm an-
steigen, weil 60% unseres gesamten 
Energiebedarfs durch Strom ersetzt 
werden müssen. 
 
Nein zum Stromfresser Gesetz 
Das Klimagesetz ist ein indirekter Ge-
genvorschlag zur Gletscherinitiative. 
Die SVP hat das Referendum ergriffen 
und die Vorlage zutreffend als «Strom-
fresser-Gesetz» bezeichnet. Auch der 
Hauseigentümerverband hat die Nein-
Parole beschlossen. Nur dank dem Re-
ferendum kann die Bevölkerung ab-
stimmen. Dies ist angesichts der Be-
deutung und der schwierigen finanziel-
len Situation, in der sich viele Familien 
und KMU aufgrund von Teuerung und 
Inflation befinden, nötig und wichtig. 
 
Zu teuer, Blackout vorprogrammiert 
Falls die vorgesehenen Massnahmen 
im Gebäude- und Fahrzeugbereich 

umgesetzt werden, führt dies zu einer 
enormen Steigerung des Stromver-
brauchs und zu massiven Preiserhö-
hungen. Dies gefährdet unseren Wohl-
stand und viele Arbeitsplätze. Die Ge-
fahr eines flächendeckenden Strom-
ausfalls steigt, ohne dass die Aus-
landsabhängigkeit abnimmt. Der Bau 
von grossflächigen Solaranlagen in den 
Alpen und von Windparks verschandelt 
unsere einzigartige Landschaft.  
 
Ja zu vernünftigem Klimaschutz 
Wir brauchen einen vernünftigen Klima-
schutz, welcher mehr auf Anreize, Inno-
vation und technologischen Fortschritt 
setzt. Gerade hier kann die Schweiz 
viel bieten. Der Klimaschutz muss für 
die Menschen bezahlbar sein. Es 
braucht auch Anpassungen und nicht 
Fristen und Umerziehung, wie im 
Stromfresser-Gesetz vorgesehen. An-
gesichts der Tatsache, dass sich viele 
Menschen die explodierenden Energie-
kosten immer weniger leisten können, 
sind gesellschaftliche Spannungen vor-
programmiert. Das können wir nicht 
wollen. Das vorzeitige Ersetzen von in-
takten Heizsystemen ist weder umwelt- 
noch klimafreundlich. Bleiben wir realis-
tisch: Die Schweiz produziert gerade 
mal 0,1 Prozent des globalen CO2 Aus-
stosses. Die Kohle als höchst klima-
schädlicher Energieträger liefert 55% 
des globalen Energiebedarfs(!), Ten-
denz steigend. Also selbst wenn wir uns 
abschaffen, geht der Klimawandel mun-
ter weiter. Das schreibe ich als Verfas-
ser einer Masterarbeit zum Klimawan-
del. 
 
Fazit: Nein zum Stromfresser-Gesetz 
und Ja zu einem vernünftigen Klima-
schutz, der auf Innovation, Technolo-
gieoffenheit und Anreize statt auf Fris-
ten und damit Zwang setzt. 
 
Martin Lerch 
Grossrat & Stadtrat 
 

OECD-MINDESTSTEUER   
Worum geht es? Grosse internationale 
Konzerne sollen künftig mindestens 15% 
Steuern auf ihrem Gewinn bezahlen. Da-
rauf haben sich im Rahmen der OECD 
(Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung) rund 140 
Länder geeinigt. Zwar kann kein Land 
verpflichtet werden, die Mindeststeuer 
umzusetzen - die steuerliche Souveräni-
tät bleibt deshalb grundsätzlich gewahrt 
- unterschreitet jedoch die Besteuerung 
einer Muttergesellschaft (z.B. in der 
Schweiz) das Niveau von 15%, so dürfen 
ausländische Staaten mit Tochtergesell-
schaften die zusätzlichen Steuern zum 
Ausgleich der Differenz einfordern. Für 
die Schweiz stellt sich somit einzig die 
Frage, ob die betroffenen Unternehmen 
die zusätzlichen Steuern in der Schweiz 
oder im Ausland bezahlen sollen. 
 
Welchen Zweck verfolgt die OECD-
Mindestbesteuerung? Alle Länder be-
mühen sich um die Ansiedelung von er-
tragsstarken Unternehmen, die Arbeits-
plätze schaffen und durch Steuerzah-
lungen die staatlichen Leistungen mitfi-
nanzieren. Die Schweiz war im Stand-
ortwettbewerb bisher sehr erfolgreich, 
wobei die attraktive Steuerpolitik eine 
wichtige Rolle spielte. Hochsteuerstaa-
ten sehen sich jedoch gegenüber steu-
erlich attraktiven Ländern benachteiligt. 
Im Rahmen eines OECD/G20-Projekts 
wurde deshalb eine globale Mindestbe-
steuerung beschlossen. Hochsteuer-
staaten erhoffen sich durch diese Ein-
schränkung des Steuerwettbewerbs 
letztendlich mehr Steuereinnahmen. 
 
Welches sind die Konsequenzen für 
die Schweiz? Die Schweiz wird im in-
ternationalen Standortwettbewerb ge-
schwächt. Die Mindeststeuer verringert 
den traditionellen Steuervorteil der 
Schweiz, welcher die Nachteile des 
Standortes in Form hoher Kosten und  
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des starken Frankens kompensiert. 
Zwar wird eine Erhöhung der Mindest-
steuer auf 15% in der Schweiz kurzfris-
tig zu höheren Steuereinnahmen füh-
ren. Mittel- bis langfristig droht jedoch 
der Wegzug der betroffenen Unterneh-
men, sofern keine anderweitigen Mass-
ergriffen werden. Deshalb ist vorgese-
hen, dass die betroffenen Kantone rund 
55% der Mehreinnahmen zur Standort-
förderung erhalten. Der Rest geht an 
den Bund bzw. fliesst in den interkanto-
nalen Finanzausgleich. 
 
Was die Einführung der Mindeststeuer 
betrifft, waren sich im Parlament im 
Grundsatz alle einig. Einzig bei der Ver-
teilung der Mehreinnahmen herrschte 
Uneinigkeit; so strebte die Linke einen 
Verteilschlüssel mit höherem Bundes-
anteil und geringeren Mitteln für die 
Standortförderung an. Um dem drohen-
den Wegzug der betroffenen Unterneh-
men entgegenzuwirken und deren 
Steuersubstrat und Arbeitsplätze zu er-
halten, ist der vorgeschlagene Verteil-
schlüssel jedoch sinnvoll. Deshalb und 
insbesondere damit die zusätzlichen 
Einnahmen aus der Mindestbesteue-
rung in der Schweiz bleiben, empfehle 
ich die Vorlage zur Annahme.  
 
Daniel Huber 
Vorstand, Finanzen 
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Helena Morgenthaler 

  
ELTERNZEIT INITIATIVE 
  
Was wollen die Initianten?  
Die Initianten der SP wollen zusätzlich 
zum heute bestehenden Mutterschafts- 
und Vaterschaftsurlaub die Einführung 
einer bezahlten Elternzeit von 24 Wo-
chen. Dazu stellen sie drei Forderun-
gen:  
1. Je 6 Wochen für jeden Eltern-
teil und zusätzlich 12 Wochen, frei auf-
teilbar;  
2. Es soll ein angemessener Lohner-
satz bezahlt werden, und 
3.    der Bezug der 24 Wochen soll ab 
Geburt des Kindes bis zum Eintritt in 
den Kindergarten möglich sein. 
Damit würde die Elternzeit insgesamt 
mindestens 40 Wochen dauern also 
mindestens 14 Mutterschafts- und 2 
Wochen Vaterschaftsurlaub nach heu-
tiger Regelung plus 24 Wochen ge-
mäss Initiative. Das will die neue Initi-
ative. 
 
Absenzen, soweit das Auge reicht!  
Kommen zum Beispiel innert 4 Jahren 
3 Kinder zur Welt, so verursacht diese 
masslose Regelung Absenzen von 120 
Wochen oder rund 2,5 Jahre. Wie sol-
len solche Abwesenheiten insbeson-
dere in einem kleinen oder mittleren 

Gewerbe- oder Bauernbetrieb aufge- 
fangen werden? Wie soll in Anbetracht 
des Fachkräftemangels eine Stellver-
tretung organisiert werden, und wer be-
zahlt die schwierige Suche für temporär 
Mitarbeitende? 
 
Kosten von 200 Mio. Franken und 
wohl neue Steuern!  
Damit die Initiative Bundesrechts-kon-
form umgesetzt werden kann, müsste 
die Finanzierung über kantonale Steu-
ermittel erfolgen. Weder die nationale 
Mutterschaftsversicherung noch die Ar-
beitgeber (mittels Lohnbeiträgen) könn-
ten wegen des hierzu abschliessenden 
Bundesrechts kantonal verpflichtet wer-
den. Gemäss Regierungsrat wäre da-
her mit einem jährlich wiederkehrenden 
Mehraufwand für den Kanton Bern von 
200 Mio. Franken zu rechnen. Das ist  
aufgrund der prekären Finanzlage des 
Kantons finanziell nicht tragbar.   
Negativer Beschäftigungs-Effekt 
überwiegt!  
Eine Elternzeit könnte je nach Ausge-
staltung zu einer besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf und damit zu 
einer Erhöhung der Beschäftigung ins-
gesamt führen. Bei der vorliegenden 
Initiative überwiegen jedoch wegen der 
sehr langen und nicht zusammenhän-
genden Absenzen klar die negativen 
Beschäftigungseffekte.  
 
Klare Haltung der Politik!  
Der Regierungsrat und auch der 
Grosse Rat (mit 95:52 Stimmen) emp-
fehlen, die Initiative klar abzulehnen. 
Eine ähnliche Initiative ist im Mai 2022 
im Kanton Zürich mit einer 2/3 Mehrheit 
abgelehnt worden. Diesen Empfehlun-
gen schliesse ich mich gerne an. 
 
Helena Morgenthaler 
Gemeinderat 
Ressort Kultur und Sport 
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ÄNDERUNG VOM 16. DEZEMBER 2022 DES BUN-
DESGESETZES ÜBER DIE GESETZLICHEN GRUNDLA-
GEN FÜR VERORDNUNGEN DES BUNDESRATES ZUR 
BEWÄLTIGUNG DER COVID-19-EPIDEMIE (COVID-
19-GESETZ) 
 
 
Was wollen wir – wohin geht die 
Reise? 
 
Am 18. Juni 2023 können wir an der 
Urne darüber befinden, wie es bzgl. Co-
vid-19-Gesetz weitergehen soll. 
 
Die Pandemie, wenn es denn wirklich 
eine gegeben hat, ist definitiv ausge-
standen, Dass einzelne Massnahmen 
unter Zeitdruck und damit ohne Garan-
tie auf Wirkung getroffen wurden, ist 
verständlich. Die Aufarbeitung ist im 
Gange und es scheint, dass einige die-
ser Verfügungen gemessen an der Wir-
kung zu weit gingen und schon in der 
Pandemie zu lange aufrecht erhalten 
blieben.  
 
Unter diesen Aspekten und heute gesi-
cherten Erkenntnissen zum Pandemie-
verlauf ist die Forderung "Drei Jahre 
Notrecht reichen – holen wir unsere 
Grundrechte zurück!" nachvollziehbar, 
um nicht zu sagen, dringend auf die Ta-
gesordnung zu setzen.  
 
Die SVP Schweiz setzt sich energisch 
genau dafür ein. Zurück zum Normalzu-
stand, Ausstieg aus dem Notrecht und 
über allfällig weitere neue Massnahmen 
soll das Parlament und nicht mehr nur 
der Bundesrat befinden. 
  
Es wurde seinerzeit betont, dass die 
Notrechtsmassnahmen zeitlich be-
grenzt sein sollen, die Zeit zur Rück-
kehr in die «normale» demokratische 
Ordnung ist gekommen. 
 
Die Mitte-Links Parteien in National- 
und Ständerat wollen es dem Bundes-
rat bis Mitte 2024 weiterhin  

Roland Sommer 
 
ermöglichen, jederzeit wieder ein Zerti-
fikat einzuführen und / oder weitere 
Massnahmen anzuordnen.  
 
Gegen diese Gesetzesänderung wurde 
erfolgreich das Referendum ergriffen. 
 
Die Referendumsbefürworter empfeh-
len, das Covid-19-Gesetz nicht zu ver-
längern, da es keinen akuten Grund 
mehr gibt, die teilweise diskriminieren-
den und in der Wirkung umstrittenen 
Corona-Massnahmen fortzusetzen. Sie 
führen an, dass die Zertifikatspflicht in 
keiner Art- und Weise zur Eindämmung 
des Virus beigetragen habe und der 
Schaden durch die Spaltung der Gesell-
schaft grösser als der eigentliche Nutzen 
der Massnahmen gewesen sei. Die SVP 
Schweiz schliesst sich dieser Haltung 
grossmehrheitlich an.  
 
Ungeachtet der Sicht auf die Vergangen-
heit ist es wichtig, dass wir uns am 18. 
Juni unsere Rechte zurückholen, indem 
wir die Verlängerung des Covid-19-Ge-
setzes ablehnen. 
 
 
Roland Sommer 
Mitglied Vorstand und Stadtrat  
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BUDGET 2023 – EIN FAIRES VERFAHREN  
Die Langenthaler Stimmbürger lehnten 
am 20. Januar 2023 das Budget mit 54 
% ab, bei einer tiefen Stimmbeteiligung 
von nur ca. 28 %. Seither steht die Ge-
meinde ohne Budget für das laufende 
Jahr da, und es dürfen deshalb einst-
weilen nur unumgängliche Verpflichtun-
gen eingegangen werden. Kommt bis 
Ende Juni dieses Jahres kein Budget 
zustande, erlässt der Kanton eines für 
Langenthal. Für das Nein zum Budget 
dürfte es verschiedene Gründe gege-
ben haben: Vorab die Steuererhöhung, 
aber auch die mangelnden Zukunfts-
perspektiven für ein neues Eisstadion 
und damit verbunden der im Vorfeld der 
Abstimmung kommunizierte Zwangs-
abstieg des SCL aus der Swiss League. 
 
Nun gilt es, das unwürdige Szenario ei-
ner Fremdverwaltung durch den Kanton 
zu vermeiden. Das Wichtigste ist, dass 
Langenthal überhaupt (irgend)ein 
Budget hat. Der Stadtrat unterbreitet 
dem Volk zur Vermeidung eines erneu-
ten Neins deshalb zwei Budgetvarian-
ten für die zweite Budgetabstimmung 
vom 18.6.2023: Ein Budget mit der bis-
herigen Steueranlage (1,38) und eines 
mit der Steueranlage von 1,44. Im Übri-
gen unterscheiden sich die Varianten 
nicht und sehen gegenüber der letzten 
Vorlage auch kaum Anpassungen vor. 

Einzig die Fiskalerträge wurden aktuali-
siert und die Kürzung beim Stadttheater 
wurde auf einen Betrag festgelegt (mi-
nus CHF 30´000), der den Leistungs-
vertrag nicht tangiert. Demnach bleiben 
auch die seinerzeit im Stadtrat be-
schlossenen Einsparungen weitestge-
hend bestehen. 
 
Die Variantenabstimmung nimmt den 
Volksentscheid vom Januar ernst, be-
rücksichtigt aber auch den Handlungs-
bedarf aufgrund düsterer Finanz-Aus-
sichten. Den Entscheid über die bevor-
zugte Variante dem Volk zu überlassen, 
ist ein faires und demokratisches Vor-
gehen und minimiert das Risiko eines 
zweiten Budget-Neins. Entsprechend 
ist wichtig, in der Abstimmung beide 
Budgetvarianten anzunehmen und erst 
bei der Stichfrage für die jeweilige Steu-
eranlage (1,38 oder 1,44) seine Präfe-
renz zu äussern. Eine Mehrheit des 
Stadtrates spricht sich hier für die An-
lage von 1,44 aus, wobei es gute 
Gründe für beide Varianten gibt. 
 
Sicher ist: Auch bei einer Erhöhung auf 
1,44 bleibt ein Defizit, das sich nur 
schon wegen höherer Abschreibungs-
aufwände für beschlossene Investitio-
nen weiter erhöhen wird. Soll die Steu-
eranlage nicht ständig weiter erhöht 
werden, bedarf es mittelfristig einer 
ausgabenseitigen Konsolidierung. Die 
SVP hat deshalb zusammen mit den 
Fraktionen der FDP/Jungliberalen, der 
EVP und glp eine Motion zur Einfüh-
rung einer Schuldenbremse mit gleich-
zeitiger Steuererhöhungsbremse ein-
gereicht, das Parlament hat diese letz-
ten Dezember erheblich erklärt. Der 
Stadtrat hat einen Tatbeweis erbracht, 
sich für eine finanzpolitische Konsoli-
dierung ohne ständige Mehrbelastung 
der Steuerzahler einzusetzen. Darauf 
kann aufgebaut werden. 
 
Patrick Freudiger 
Grossrat und Vizefraktionschef SVP 

MODERATE ANPASSUNG DER SCHULDENBREMSE   
Am 18. Juni 2023 stimmt das Berner-
volk über eine Anpassung der kantona-
len Schuldenbremse ab. Die Berner 
Schuldenbremse ist ein Erfolgsmodell. 
Der Politik fehlt nämlich nicht selten die 
Kraft für nötige Sparmassnahmen, da-
mit sich die Schulden nicht erhöhen: 
Heute Geld auszugeben ist populärer 
als Schulden für die kommende Gene-
ration zu reduzieren. Die Schulden-
bremse zwingt die Politik zum Sparen 
aufgrund von verfassungsmässigen 
Vorgaben, die sich nicht mit einfachem 
Mehrheitsentscheid ausser Kraft setzen 
lassen. Daneben besteht eine Steuer-
erhöhungsbremse, damit die Konsoli-
dierung nicht einfach zulasten der Steu-
erzahler erfolgen kann. 
 
Der Kanton Bern hat eine Schulden-
bremse für die laufende Rechnung und 
die Investitionsrechnung, sie gehören 
zu den strengsten schweizweit. Zu 
Recht: In den 90er Jahren stieg der 
Schuldenberg auf ca. CHF 11 Mia. Seit 
Einführung der Defizit- bzw. Schulden-
bremse ab 2002 reduzierten sich die 
Schulden auf ca. CHF 7,9 Mia. (Brutto-
schuld II per Ende ´22). Der Grossrat 
kann nur mit qualifizierter Mehrheit (3/5 
der Mitglieder) von den Vorgaben der 
Schuldenbremse abweichen. Die 
Schuldenbremse steht indes unter poli-
tischem Druck. Der Regierungsrat hat 
in der Vergangenheit mehrfach ver-
sucht, durch abenteuerliche Fonds-
Konstrukte die Schuldenbremse zu um-
gehen – bislang noch erfolglos. Damit 
die Schuldenbremse auch weiterhin un-
eingeschränkt mehrheitsfähig bleibt 
und nicht politischen Umgehungsmanö-
vern zum Opfer fällt, macht es Sinn, die 
wenigen Unebenheiten im System aus-
zutarieren. Genau dies will die vorlie-
gende Teilrevision gewährleisten. Im 
Vordergrund steht die Mehrjahresbe-
trachtung bei den Investitionen: Wenn 
z.B. der Kanton 5x in Folge 

Finanzierungsüberschüsse verzeichnet 
und im sechsten Jahr einen Fehlbetrag 
ausweist, muss heute der gesamte 
Fehlbetrag im sechsten Jahr in den fol-
genden Jahren kompensiert werden. 
Neu wird ein „Vorsparen“ möglich. Der 
Fehlbetrag muss zwar auch mit der Re-
vision kompensiert werden, aber es ist 
möglich, bis zu fünf dem Budgetjahr vo-
rangegangene „gute“ Jahre anzurech-
nen. Neu stellt die Anwendbarkeit der 
Schuldenbremse für die Investitions-
rechnung zudem auf die Nettoschuld I 
ab (statt Bruttoschuld II), was präziser 
ist, weil diese frei verfügbare Vermö-
genswerte mitberücksichtigt. Im Ergeb-
nis ändert sich aber nicht viel, weil die 
Schuldenbremse künftig bereits bei ei-
ner Quote von 6 % zum BIP wirkt (und 
nicht bei 12 % zum Volkseinkommen 
wie heute). 
 
Kleine Anpassungen erfolgen bei der 
Schuldenbremse für die laufende Rech-
nung. Ein Defizit im Budget ist neu dann 
zulässig, falls ausnahmsweise ein Bi-
lanzüberschuss im Budget bestehen 
sollte, d.h. ein kumulierter Überschuss 
aus den Vorjahren (Gewinnreserve). 
Die Kompensationsfristen bei Abwei-
chungen von der Schuldenbremse wer-
den zudem auf 5 (heute 4) bzw. 9 
(heute 8) Jahre erweitert. Nichts ändert 
sich dagegen am erforderlichen Quo-
rum, damit der Grosse Rat von den Vor-
gaben der Schuldenbremse abweichen 
darf. Unangetastet bleibt auch die Steu-
ererhöhungsbremse. Mit diesen mode-
raten Anpassungen bleiben also die 
wesentlichen Wirkungshebel der Schul-
denbremse erhalten, die Revision er-
möglicht aber eine gewisse Flexibilisie-
rung für Investitionen Die Schulden-
bremse als Ganzes wird damit weniger 
angriffsfähig. Die SVP hat die Revision 
im Grossen Rat unterstützt, sie verdient 
Zustimmung. 
 
Patrick Freudiger 
Grossrat und Vizefraktionschef SVP 
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ORDENTLICHE MITGLIEDERVERSAMMLUNG 
VOM 17. MÄRZ 2023 
 
Verbundenheit mit der Partei und ein 
prominenter Gastredner dürften die 
Hauptgründe dafür gewesen sein, dass 
über 100 Parteimitglieder und Gäste 
am 17. März 2023 den Weg an die HV 
der SVP Langenthal in den Bären fan-
den. Die regulären Traktanden gingen 
flüssig über die Bühne und alle Anträge 
des Vorstandes wurden ohne Gegen-
stimmen angenommen. Interessant wa-
ren die Einblicke in die politische Arbeit, 
die auf kantonaler Ebene von Grossrat 
Martin Lerch und auf der Ebene der 
Stadt Langenthal von den zwei Exeku-
tivmitgliedern Helena Morgenthaler 
(Kultur und Sport) und Roberto Di Nino 
(Finanzen) vermittelt wurden. Höhe-
punkt des Abends war sicherlich der 
äusserst engagierte Vortrag von Wer-
ner Salzmann, Ständerat und Präsident 
der ständerätlichen Sicherheitskom-
mission. Schlüssig erklärte er die Kon-
sequenzen der jahrzehntelangen Spar-
veranstaltungen in der Landesverteidi-
gung, die heute mit grössten Anstren-
gungen korrigiert werden müssen, soll 
die Armee in nützlicher Frist ihren Ver-
teidigungsauftrag wieder erfüllen kön-
nen. Für Werner Salzmann ist die Neut-
ralität nicht verhandelbar und muss im 
verfassungsmässigen Verständnis ge-
schützt werden. Dazu lanciert die SVP 
Schweiz in naher Zukunft eine Initiative. 
Hart ins Gericht ging er mit denjenigen 
Kreisen, die für jegliche Art von Migra-
tion Tür und Tor geöffnet haben und 
weiter öffnen wollen, und dann jegliche 
Anpassungen der Infrastruktur, allem 
voran im Verkehr, vehement bekämp-
fen. Der anhaltende starke Applaus sig-
nalisierte eindrücklich, dass er den 
Nerv des Publikums bestens getroffen 
hatte. Das Schlusswort übernahm Nati-
onalrat und Präsident der SVP Kanton 
Bern Manfred Bühler, der insbesondere 
über die anstehenden Nationalrats-

wahlen orientierte. Der anschliessende 
gemütliche Teil zog sich bis gegen Mit-
ternacht hin, mit angeregten Gesprä-
chen und bei bester Stimmung. 
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Aeberhard Heidi + Karl, Langenthal 
Aeschimann Béatrice + Pietro, L’thal 
Bandi Jacqueline + Andreas, L’thal 
Blaser Manuel, Herzogenbuchsee 
Bösiger Daniel, Langenthal 
 
Bösiger Heinz, Langenthal 
Bösiger Peter, Untersteckholz 
Brand Fred, Langenthal 
Bühler Elsbeth + Hans, Bannwil 
Bühler Peter, Langenthal 
 
Bürki Annemarie + Fritz, Langenthal 
Burlon Ralph, Langenthal 
Burlon Senta, Langenthal 
Di Nino Regula + Roberto, L’thal 
Flükiger Armin, Langenthal  
 
Fluri Patrick, Langenthal 
Freudiger Doris + Adolf, Langenthal 
Freudiger Patrick, Langenthal 
Grossenbacher Christine + Stefan, 
Langenthal 
 
Grossenbacher Corinna, Langenthal 
Grütter Doris, Langenthal 
Haas Doris + Robert 
Hallauer Urs, Langenthal 
Herzig Charlotte, Aarwangen 
 
Huber Daniel, Langenthal 
Hunziker Johannes, Langenthal 
Jordi Susanne + Hans-Ueli, L’thal 
Jufer Max, Langenthal 
Krummenacher Catherine + Bernhard 
Langenthal 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
   
 
Lanz Ruth + Willi, Langenthal 
Lanz Corinne, Langenthal 
Lerch Bianchi Armida + Martin, L’thal 
Leuenberger Samuel, Bannwil 
Marti Christa + Rudolf, Aarwangen 
 
Morgenthaler Helen, Langenthal 
Morgenthaler Ursula, Langenthal 
Oberli Stefan, Thunstetten 
Richner Roland, Langenthal 
Roos Patrick, Roggwil 
 
Rufener Thomas, Langenthal 
Sanmartin Celso, Langenthal 
Schaad Elisabeth, Langenthal 
Schaller Albert, Langenthal 
Schlapbach Lars, Langenthal 
 
Schütz Käthi, Langenthal 
Sommer Roland, Langenthal 
Sterchi Beat, Langenthal 
Studer Ines + Manfred, Langenthal 
Trinkler Marc, Bannwil 
 
Trösch William, Langenthal 
Wälchli Willi, Thunstetten 
Waldmann Beat, Langenthal 
Witschi Rose-Marie + Ernst,  
Untersteckholz 
 
Wüthrich Heinz-Peter, Langenthal 
Wyler Annemarie + Hanspeter, L’thal 
 
und weitere anonyme Spender 
 
 
 

FOLGENDE PERSONEN UNTERSTÜTZEN DAS SVP BULLETIN 
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Langenthal Tel. 062 923 77 55

S. Flückiger AG
Huttwilstr. 58, 4944 Auswil
Bleienbachstr. 54, 4900 Langenthal
www.sfag.ch, contact@sfag.ch

 GROSSENBACHER WEINE
JURASTRASSE 26 – 4900 LANGENTHAL

GG

ALLEN PERSONEN UND FIRMEN DANKEN WIR 
FÜR DIE UNTERSTÜTZUNG HERZLICH!

 

Habcherig 1
4924 Obersteckholz
062 922 19 60

Lion Automobile AG
Bleienbachstr. 54 | 4900 Langenthal
www.lionautomobile.ch
info@lionautomobile.ch

Mit uns sind Sie in jeder Situation gut gepolstert

Erlacher Polster GmbH | Chasseralstrasse 18 | 4900 Langenthal | Telefon 062/965 05 55 | info@erlacher-polster.ch | www.erlacher-polster.ch

Ein Garant für solide Polsterarbeit

stega Kollektion | Neubezüge | Polsterarbeiten aller Art
Besuchen Sie unsere Ausstellung, verlangen Sie eine Heimberatung oder senden Sie uns ein Foto für eine Offerte.

ALLEN PERSONEN UND FIRMEN 
DANKEN WIR FÜR DIE UNTER-
STÜTZUNG HERZLICH!


